Das spanische Innenministerium hat am 9. Januar 2008 Zahlen zur „illegalen Einwanderung“ und Abschiebungen in 2007 veröffentlicht:

1) Einwanderung:

Demnach sind im letzten Jahr insgesamt 50.318 „illegale Einwanderer“ in Spanien angekommen, weniger als in 2006 (keine Vergleichszahl angegeben). Davon sind 18.057 als Bootsflüchtlinge an den spanischen Küsten gestrandet (2006 waren es 39.180), 54% weniger als in 2006. 12.478 Menschen davon sind wiederum allein auf den Kanaren registriert worden (gegenüber 31.678 in 2006, 60% weniger). 

Den Rückgang der Zahl der Bootsflüchtlinge führt Innenminister Rubalcaba zum einen auf die Zusammenarbeit mit verschiedenen „subsaharischen“ Staaten und Marokko zurück. Inzwischen gebe es Vertreter des spanischen Innenministeriums in folgenden afrikanischen Staaten: Mauretanien, Senegal, Mali, Guinea Bissau, Guinea Conakry, Kapverden. Mit diesen Staaten (ausgenommen Guinea Conakry) sowie mit Marokko, Algerien, Äquatorialguinea, Gambia und Ghana existierten außerdem (Rückübernahme)-Abkommen.

Zum anderen macht Rubalcaba die wirksame Arbeit des Grenzüberwachungssystems SIVE und der auf verschiedene afrikanische Staaten ausgeweiteten FRONTEX-Operationen dafür verantwortlich. Im Jahr 2007 haben FRONTEX-Einheiten (Anm.: unklar, ob vor den spanischen Küsten im Rahmen der Operation Hera oder insgesamt) 93 Flüchtlingsboote aufgebracht (62 in 2006). Doppelt so viele Flüchtlinge wie in 2006, nämlich 8.574 gegenüber 4.290, wurden an der Überfahrt gehindert.

Spanien wird im Jahr 2008 hauptbegünstigter Staat bei der vergabe von FRONTEX-Geldern sein. Allein 12 Millionen Euro sind Spanien für die Operation „Hera“ vor den Küsten der Kanarischen Inseln zugesagt worden.

Spanien hat seinen Polizeistab (Polizei und Guardia Civil) zur Grenzsicherung seit 2003 von 10.200 auf 12.770 (um 24%) aufgestockt.

24.335 Ausländer haben versucht, irregulär über spanische Flughäfen einzureisen (keine Vergleichsdaten zu 2006 angegeben). Rubalcaba betont, die Kriterien für die Gewährung eines temporären Aufenthaltes in Spanien seien verschärft worden (Anm.: u.a. durch eine Verschärfung der Visabestimmungen für Staatsangehörige verschiedener lateinamerikanischer Länder). Besonders an den Flughäfen würden jetzt mit „größerer Präzision“ Menschen aufgespürt, die langfristig in Spanien bleiben wollen, obwohl sie nur über ein befristetes Visum verfügen.

In den Exklaven Ceuta und Melilla wurden im Jahr 2007 1.553 irreguläre Einwanderer registriert gegenüber 2.000 in 2006 (22,3% weniger). Den Rückgang führt Rubalcaba auf die „Verbesserung der Zaunanlagen“ und die Aktivitäten der marokkanischen Sicherheitskräfte an der Grenze zurück.

Über die Anzahl der Menschen, die auf dem Seeweg ihr Leben gelassen haben, macht Rubalcaba keine konkreten Angaben. „Es gibt viele Theorien und Zahlen“, „manche sind alarmierend und entsprechen nicht der Realität“, wird er zitiert. Die Regierung sei jedoch stets bemüht, Todesfälle zu vermeiden.

2) Abschiebungen/Zurückweisungen

Die von Spanien durchgeführten Abschiebungen (Anm.: Darunter fallen auch Rücküberstellungen im Rahmen von Dublin II und Zurückweisungen/-schiebungen, an den Grenzen) haben gegenüber 2006 um 6% zugenommen: 55.983 (2007), 52.814 (2006). Die Zahl der Abschiebungen „Papierloser“ ist sogar um 31% gestiegen. Mit 24.355 in 2007 sind 26% mehr Menschen an spanischen Häfen und Flughäfen zurückgewiesen worden als im Jahr 2006.

Von den 50.318 „illegalen Einwanderern“, die 2007 in Spanien angekommen sind, wurden noch im gleichen Jahr 46.471 abgeschoben, also 92%. „Dies zeigt die Effizienz unserer Arbeit“, so Rubalcaba.

Seit Beginn der Legislaturperiode (März 2004) hat die Zapatero-Regierung insgesamt 370.027 Abschiebungen durchführen lassen, über 43% mehr als währen der Amtszeit der konservativen Vorgängerregierung unter Aznar.

Zur Rückführung minderjähriger Einwanderer macht Rubalcaba keine Angaben. Diese Angelegenheit obliege der Verantwortung des Arbeits- und Sozialministeriums.

Zu gemeinsam mit Frankreich durchgeführten Sammelabschiebungen äußert sich Rubalcaba, diese würden schon seit einiger Zeit „mit Normalität“ durchgeführt. (Anm.: Das Thema war auch Gegenstand eines Gipfeltreffens zwischen Sarkozy und Zapatero am 10. Januar 2008.)

Verschärfung des Ausländerrechts geplant:

Um Rückführungen zu erleichtern, spricht sich Rubalcaba für eine Verlängerung der bestehenden Internierungsfrist  für „illegale Einwanderer“ aus. Eine entsprechende Änderung des Ausländergesetzes sei für die kommende Legislaturperiode geplant. Im europäischen Vergleich sei die derzeitige Frist (Anm.: bis längstens 40 Tage) sehr kurz.

Anmerkung: In Spanien sind am 9. März 2008 Präsidentschaftswahlen. Eines der wichtigsten innenpolitischen und gesellschaftlichen Themen in Spanien ist derzeit „illegale Einwanderung“. Umfragen haben ergeben, dass die Mehrheit der spanischen Bevölkerung für eine restriktivere Einwanderungs- und Abschiebepolitik ist. Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass die Regierung, bzw. das Innenministerium jetzt die o.a. Zahlen veröffentlicht und als Erfolg seiner Abschottungspolitik verkauft, um damit bei der Wählerschaft zu punkten. Dass im vergangenen Jahr (laut vereinzelter Pressemeldungen vom November 2007) auch etwa 800.000 Papierlose legalisiert wurden, wird im Vorfeld der Wahlen wohl lieber nicht öffentlich breit getreten.

Zusammengetragen und übersetzt aus verschiedenen spanischen Presseberichten vom 10. Januar 2008, Kerstin Böffgen, PRO ASYL

